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Datum -

Der Antrag auf Erlass einer einstweiligen Anordnung vom 2. Juni 2005 wird
abgelehnt. AuÃ�ergerichtliche Kosten sind nicht zu erstatten.

GrÃ¼nde:

I. Der auf die GewÃ¤hrung vorlÃ¤ufigen Rechtsschutzes abzielende Antrag, mit dem
der in Folge einer QuerschnittslÃ¤hmung weitgehend auf den Rollstuhl angewiesene
Antragsteller die Weiterbewilligung einer seit 1993 gewÃ¤hrten Haushaltshilfe
begehrt, ist gemÃ¤Ã� Â§ 86 b Abs. 2 SGG zulÃ¤ssig, hat aber in der Sache keinen
Erfolg. Dabei kann offen bleiben, ob angesichts des sog. Besitzstandspflegegeldes,
das der Antragsteller â�� neben seinem Einkommen und ergÃ¤nzenden Leistungen
zur Sicherung des Lebensunterhalts â�� nach Angaben der Antragsgegnerin in
monatlicher HÃ¶he von 527,14 EUR bezieht, Ã¼berhaupt ein Anordnungsgrund im
Sinne der EilbedÃ¼rftigkeit der Angelegenheit vorliegt. Denn der Antragsteller hat
jedenfalls einen auf die GewÃ¤hrung einer Haushaltshilfe gerichteten
Anordnungsanspruch unter BerÃ¼cksichtigung der zum 1. Januar 2005 in Kraft
getretenen RechtsÃ¤nderungen nicht glaubhaft gemacht (vgl. Â§ 86 b Absatz 2 Satz
4 SGG i.V.m. Â§ 920 ZPO). Nach der Rechtsprechung der hamburgischen
Sozialgerichte, der die Kammer folgt, scheidet seither die GewÃ¤hrung einer
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Haushaltshilfe fÃ¼r Personen, die als erwerbsfÃ¤hig im Sinne der Vorschriften des
SGB II gelten, mangels gesetzlicher Anspruchsgrundlage grundsÃ¤tzlich aus (vgl.
LSG Hamburg, Beschl. v. 21.04.2005, â�� L 3 B 70/05 ER S0 -; SG Hamburg, Beschl.
v. 09.05.2005, â�� S 56 SO 195/05 ER -; v. 20.05.2005, â�� S 53 SO 201/05 ER -; v.
08.06.2005, â�� S 53 SO 243/05 ER -; v. 09.06.2005, â�� S 50 AS 430/05 ER -; zu
einem Einzelfall erheblicher Zweifel an der ErwerbsfÃ¤higkeit vgl. SG Hamburg,
Beschl. v. 11.05.2005, â�� S 57 SO 185/05 ER -).

1. Der geltend gemachte Anspruch ergibt sich nicht aus Â§ 27 Abs. 3 Satz 1
Sozialgesetzbuch ZwÃ¶lftes Buch â�� Sozialhilfe â�� (SGB XII). Danach kann Hilfe
zum Lebensunterhalt auch Personen geleistet werden, die ein fÃ¼r den
notwendigen Lebensunterhalt ausreichendes Einkommen oder VermÃ¶gen haben,
jedoch einzelne fÃ¼r ihren Lebensunterhalt erforderliche TÃ¤tigkeiten nicht
verrichten kÃ¶nnen. Die Vorschrift erfasst damit grundsÃ¤tzlich Konstellationen, in
denen ein Hilfesuchender einzelne TÃ¤tigkeiten, die zum notwendigen
Lebensunterhalt gehÃ¶ren, wie z.B. das Reinigen der Wohnung oder der WÃ¤sche,
nicht verrichten kann. Die Anwendung dieser Vorschrift ist aber fÃ¼r den
Antragsteller, der nach eigenen Angaben selbstÃ¤ndig tÃ¤tig ist und ergÃ¤nzende
Leistungen nach dem Sozialgesetzbuch Zweites Buch (SGB II) bezieht, gemÃ¤Ã� Â§
21 SGB XII, Â§ 5 Abs. 2 SGB II ausgeschlossen. Nach diesen Vorschriften erhalten
nÃ¤mlich u.a. Personen, die nach dem SGB II als ErwerbsfÃ¤hige leistungsberechtigt
sind, keine Leistungen fÃ¼r den Lebensunterhalt nach dem Dritten Kapitel des SGB
XII, in dem auch Â§ 27 SGB XII enthalten ist.

2. Ein Anspruch auf die begehrte Leistung ergibt sich auch nicht aus Â§ 70 SGB XII.
Zwar ist die Anwendbarkeit dieser im Neunten Kapitel des SGB XII enthaltenen
Vorschrift nicht durch Â§ 21 SGB XII, Â§ 5 Abs. 2 SGB II ausgeschlossen. Ihre
Voraussetzungen sind jedoch im Falle des Antragstellers nicht erfÃ¼llt. GemÃ¤Ã� 
Â§ 70 Abs. 1 Satz 1 SGB XII sollen Personen mit eigenem Haushalt Leistungen zur
WeiterfÃ¼hrung des Haushalts erhalten, wenn keiner der HaushaltsangehÃ¶rigen
den Haushalt fÃ¼hren kann und die WeiterfÃ¼hrung des Haushalts geboten ist. Sie
umfassen die persÃ¶nliche Betreuung von HaushaltsangehÃ¶rigen sowie die
sonstige zur WeiterfÃ¼hrung des Haushalts erforderliche TÃ¤tigkeit (Â§ 70 Abs. 2
SGB XII). Die Hilfe zur WeiterfÃ¼hrung des Haushalts unterscheidet sich mithin von
der Hilfe nach Â§ 27 Abs. 3 SGB XII dadurch, dass in den FÃ¤llen des Â§ 27 Abs. 3
SGB XII nur einzelne TÃ¤tigkeiten unterstÃ¼tzungsbedÃ¼rftig sind, wÃ¤hrend es
bei Â§ 70 SGB XII um die Ã�bernahme der gesamten HaushaltsfÃ¼hrung geht (vgl.
Schlette, in: Hauck/Noftz, SGB XII, K Â§ 70 Rdnr. 3; Grube, in: Grube/Wahrendorf,
SGB XII, Â§ 70 Rdnr. 3). Da der Antragsteller eigenen Angaben zu Folge eine
selbstÃ¤ndige TÃ¤tigkeit ausÃ¼bt und im Ã�brigen auch in der Vergangenheit nur
stundenweise Haushaltshilfe erhalten hat, geht es vorliegend nicht um eine
vollstÃ¤ndige Ã�bernahme der HaushaltsfÃ¼hrung, sondern lediglich um Hilfe bei
einzelnen Verrichtungen, auf die Â§ 70 SGB XII nicht anwendbar ist.

3. Ein Anspruch folgt auch nicht aus Â§ 73 SGB XII, wonach Leistungen auch in
sonstigen Lebenslagen erbracht werden kÃ¶nnen, wenn sie den Einsatz
Ã¶ffentlicher Mittel rechtfertigen. Die GewÃ¤hrung von Leistungen nach Â§ 73 SGB
XII setzt jedoch voraus, dass eine Bedarfssituation vorliegt, die nicht den in den
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Kapiteln 3 bis 8 des SGB XII ausdrÃ¼cklich geregelten Bedarfen zuzuordnen ist (vgl.
Schlette, a.a.O., Â§ 73 Rdnr. 3; Wahrendorf, in: Grube/Wahrendorf, SGB XII, Â§ 73
Rdnr. 3). Mit der Vorschrift soll nÃ¤mlich lediglich unbekannten Notlagen begegnet
werden, sie ermÃ¶glicht dagegen nicht die LeistungsgewÃ¤hrung in FÃ¤llen, in
denen die tatbestandlichen Voraussetzungen der ausdrÃ¼cklich benannten Hilfen
nicht gegeben sind (Wahrendorf a.a.O.).

4. Der geltend gemachte Anspruch lÃ¤sst sich auch nicht aus einem "erweiternden
VerstÃ¤ndnis von Â§ 61 Abs. 5 Nr. 4 SGB XII" herleiten (so allerdings SG Oldenburg,
Beschl. v. 30.05.2005, â�� S 2 SO 49/05 ER -). Die damit angesprochene Hilfe zur
Pflege umfasst nach Â§ 61 Abs. 2 SGB XII hÃ¤usliche Pflege, Hilfsmittel,
teilstationÃ¤re Pflege, Kurzzeitpflege sowie stationÃ¤re Pflege und bestimmt sich
inhaltlich nach den Regelungen der Pflegeversicherung fÃ¼r die in Â§ 28 Abs. 1 Nr.
1, 5 bis 8 des Sozialgesetzbuch Elftes Buch â�� Pflegeversicherung â�� (SGB XI)
aufgefÃ¼hrten Leistungen. Keine der hiervon erfassten Vorschriften (vgl. Â§Â§ 36, 
40, 41, 42 und 43 SGB XI) hat aber die vorliegend begehrten Mittel fÃ¼r die
Bezahlung einer stundenweise tÃ¤tigen Haushaltshilfe zum Gegenstand. Diese
wÃ¤ren â�� wenn Ã¼berhaupt â�� bei den Regelungen Ã¼ber das Pflegegeld fÃ¼r
selbst beschaffte Pflegehilfen anzusiedeln. Auf die insoweit einschlÃ¤gige Norm des 
Â§ 28 Abs. 1 Nr. 2 SGB XI (ggf. i.V.m. Â§ 37 SGB XI) nimmt Â§ 61 Abs. 2 SGB XII aber
nicht Bezug.

5. AbschlieÃ�end ist darauf hinzuweisen, dass der Antragsteller sein Begehren
gegenÃ¼ber der â�� hier nicht verfahrensbeteiligten â�� Hamburger
Arbeitsgemeinschaft SGB II (ARGE) ebenfalls nicht erfolgreich geltend machen
dÃ¼rfte, da das SGB II keinen Anspruch auf Haushaltshilfe vorsieht. Auch eine nach 
Â§ 28 Abs. 1 Satz 2 SGB XII mÃ¶gliche abweichende Festlegung eines Bedarfs kennt
das SGB II nicht (kritisch hierzu unter verfassungsrechtlicher Perspektive DÃ¤ubler,
NZS 2005 S. 225). Diese UmstÃ¤nde sind vom Gesetzgeber zu verantworten und
kÃ¶nnen auch nur durch ihn beseitigt werden. Eine abweichende gerichtliche
Entscheidung (vgl. SG Oldenburg, a.a.O.) oder eine Vorlage nach Art. 100 Abs. 1 GG
kommt im Rahmen dieses Eilverfahrens nicht in Betracht.

II.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG.

Erstellt am: 04.08.2005

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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